
Leitbild der PatientenvertretungPatientenbeteiligungsverordnung

Antragsrecht der nach § 135 Abs. 1 und § 137c Abs. 1 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch antragsberechtigten 
Selbstverwaltungsträger gelten.
(3) Die Beteiligung nach § 140f Abs. 4 des Fünften Buches 
Sozialgesetzbuch muss frühzeitig erfolgen. Dazu werden 
den in § 2 Abs. 1 genannten und den nach § 3 anerkannten 
Organisationen die erforderlichen Unterlagen rechtzeitig 
und vollständig zur Verfügung gestellt und ihnen eine ange-
messene Frist zur Stellungnahme eingeräumt.

§ 5 Inkrafttreten
Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schlussformel 
Der Bundesrat hat zugestimmt.

Quelle: Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz  
in Zusammenarbeit mit juris GmbH  

www.gesetze-im-internet.de/patbeteiligungsv/BJNR275300003.html  
Zugriff am 3.12.2014

Leitbild der Patientenvertretung im 
Gemeinsamen Bundesausschuss (G-BA)
(Auszug) 

Erarbeitet auf der 1. Vollversammlung der 
Patientenvertretung am 7. und 8. Juni 2013

I. Selbstverständnis

Als Expertinnen und Experten mit eigenem und kollek-
tivem Erfahrungswissen bringen wir unsere Kompetenz 
in die Beratungen des G-BA und angeschlossene Gre-
mien ein. 

Wir sind nur den Interessen der Betroffenen verpflich-
tet und lassen uns nicht von fremden Interessen 
instrumentalisieren.

Wir legen beharrlich Schwachstellen der Versorgung offen 
und benennen Defizite, um die Qualität der Patienten-
versorgung zu verbessern und Transparenz zu erreichen.

II. Prinzipien

Unser Ziel ist die Verbesserung der Patientensicherheit 
und eine Versorgung, die den Nutzen (Lebenszeit, Lin-
derung, Lebensqualität) für Patientinnen und Patienten 
steigert. Dafür nutzen wir das bestverfügbare Wissen 
einschließlich der Erfahrung der Betroffenen. Wir setzen 
uns dafür ein, das Wissen über gute und sichere Versor-
gung zu vermehren. Die Methode der Evidenzbasierung 
hilft uns, die Zuverlässigkeit des Wissens über Sicher-
heit und Nutzen von Behandlungsmethoden zu prüfen.
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III. Formen des Miteinander

Wir haben eine verlässliche Arbeits- und Organisations-
struktur und informieren uns gegenseitig umfassend.

Wir streben innerhalb der Patientenvertretung Konsens 
an. Kann dieser nicht erzielt werden, werden unterschied-
liche Ansichten respektvoll dargestellt und an geeigneter 
Stelle dokumentiert.

IV. Ziele

Wir arbeiten auf ein Gesundheitswesen hin, das allen 
einen gleichberechtigten Zugang bietet. Wir kämpfen 
für Inklusion und Barrierefreiheit in allen Bereichen, die 
Sicherstellung des Wunsch- und Wahlrechts auf Therapie 
und Therapeuten sowie laienverständliche medizinische 
Informationen und Kommunikation. Wir setzen uns für 
unabhängige und transparente Forschung ein, die aus-
schließlich am Nutzen von Patienten orientiert ist und 
vordringliche Wissenslücken schließt.

Quelle: Deutscher Behindertenrat, Bundesarbeitsgemeinschaft der 
PatientInnenstellen, Deutsche Arbeitsgemeinschaft Selbsthilfe-

gruppen e.V., Der Verbraucherzentrale Bundesverband e.V. (Hrsg.): 
Wir geben Patientinnen und Patienten eine Stimme.  

10 Jahre Patientenvertretung im Gemeinsamen Bundesausschuss.  
Berlin, Juni 2014, S. 14 f.
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Bedarfsplanungsrichtlinie des G-BA
Die Richtlinie des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) 
über die Bedarfsplanung für die vertragsärztliche Versorgung 
legt fest, welche Kriterien zur Feststellung von Überversor-
gung und Unterversorgung mit Ärztinnen und Ärzten sowie 
Psychotherapeutinnen und Psychotherapeuten anzuwenden 
sind. Sie dient der einheitlichen Anwendung der Verfahren 
der Bedarfsplanung auf Landesebene und bei Zulassungs-
beschränkungen im Rahmen der vertragsärztlichen und –
psychotherapeutischen Versorgung. 
Weiterführende Hinweise beim Gemeinsamen Bundes- 
ausschuss unter: www.g-ba.de/institution/
themenschwerpunkte/bedarfsplanung

Evidenzbasierte Medizin (EbM)
Der Begriff „Evidenz“ leitet sich vom englischen Wort „evi-
dence“ ab, das bedeutet Nachweis oder Beweis, und bezieht 
sich auf die Informationen aus klinischen Studien, die einen 
Sachverhalt erhärten oder widerlegen. 
Als evidenzbasierte Medizin bezeichnet man den gewis-
senhaften und vernünftigen Gebrauch des gegenwärtig 
besten wissenschaftlichen Beweises für Wirkung oder Nut-
zen einer medizinischen Therapie (z.B. Behandlungsme-
thode oder Arzneimittel, Diagnostik oder Maßnahme zur 
Früherkennung). 
Weiterführende Hinweise beim Netzwerk Evidenzbasierte 
Medizin unter: www.ebm-netzwerk.de
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